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Von Armin Käfer

E s geht ihnen um „ein Überleben 
für alle“ – so stand es  am Mitt-
woch  am Brandenburger Tor zu 

lesen. Die Botschaft haben zwei Frauen 
ausgehängt, die das Denkmal in Berlins 
Mitte   für die Letzte Generation erklom-
men hatten. Auf dem Transparent hieß 
es  auch: „Wir alle sind die Letzte Gene-
ration.“ Was verbirgt sich hinter dem  
vereinnahmenden Aktivismus und sei-
nen Weltuntergangsparolen?

Wer ist die Letzte Generation?
Die gleichnamige Organisation ist im 
letzten Bundestagswahlkampf erstmals 
in Erscheinung getreten. Sieben Aktivis-
ten hatten im Regierungsviertel einen 
Hungerstreik ausgerufen, um Gespräche 
mit den Kanzlerkandidaten über den 
Klimawandel zu erzwingen. Seit Anfang 
2022 blockieren Demonstranten der 
Gruppe regelmäßig Straßen in Groß-
städten, vor allem in Berlin, aber auch 
schon in Stuttgart. Zudem gab es Sabo-
tageakte an Pipelines, Attacken mit Kar-
toffelbrei und anderen Stoffen gegen 
Kunstwerke, Farbbeutelangriffe auf Par-
teizentralen. Nach eigenen Angaben hat 
die Letzte Generation bis Oktober 370 
solcher Protestaktionen inszeniert.

Die Gruppe verfügt über keine kon-
ventionelle Organisationsstruktur. Sie 
kommuniziert über eine Homepage, für 
die der 34-jährige promovierte Mathe-
matiker Ingo Blechschmidt verantwort-
lich zeichnet, der sich an der Uni Augs-
burg mit  Zahlentheorie beschäftigt. 
Konkret fordert die Gruppe ein Tempoli-
mit von 100 Stundenkilometern und ein 
dauerhaftes 9-Euro-Ticket.

Einige Hundert Personen haben sich 
bereits an ihren Aktionen beteiligt, nach 
eigenen Angaben sind die ältesten 
schon über  70.  Fragen nach der Zahl der 
Unterstützer und internen Details ließ 
die Gruppe bisher unbeantwortet.

Medienberichten zufolge werden die 
Aktivisten danach sortiert, was  sie bei 
Protestaktionen riskieren wollen: „Ja’s“ 
seien bereit, sich notfalls festnehmen zu 
lassen. „Jakk“ stehe demnach für „Ja, 
aber kein Knast“. Andere unterstützen 
die Gruppe nur im Hintergrund. Betreu-
er würden als „Gärtner“ bezeichnet, die 
Demonstranten selbst als „Bienen“. 

Wer steckt dahinter?
Die Letzte Generation finanziert sich 
mittels  privater Spenden. Sie wird nach 
einem Bericht der „Welt am Sonntag“ 
auch vom Climate Emergency Fund 
unterstützt, einer 2019 in Kalifornien 
gegründeten Stiftung, die bereits Millio-
nenbeträge an ähnliche Gruppen verge-
ben habe. Zu den Geldgebern zählt auch 
der 2021  gegründete Umwelt-Treu-
handfonds, der nach eigener Darstel-

lung „Kosten für rechtliche Beratung 
und Vertretung“ übernimmt und „im 
Einzelfall“ auch für Bußgelder und  
Geldstrafen aufkommt. Fragen dazu hat 
der Fonds, für den der Hamburger 
Rechtsanwalt Hans-Gerd Heidel als 
Treuhänder fungiert, nicht beantwortet.

Wie reagiert der Staat?
Allein in der Bundeshauptstadt  wurden 
nach einem Bericht der Berliner Feuer-
wehr seit Sommer durch Blockaden von 
Klimaaktivisten 17  Rettungseinsätze 
behindert. In 13 Fällen kamen Helfer da-
durch verspätet an ihren Einsatzort oder 
ihre Arbeit hat sich demonstrationsbe-
dingt verzögert. Besonders spektakulär 
war der Fall einer verunglückten  Radle-
rin, die unter einem Betonmischer ein-
geklemmt war. Ein Spezialfahrzeug der 
Feuerwehr brauchte nach deren Anga-
ben wegen der Klimablockade acht Mi-
nuten länger, um den Unfallort zu errei-
chen. Die Notärztin hatte sich zwi-
schenzeitlich für eine andere Rettungs-
methode entschieden – der Frau war 
aber nicht mehr zu helfen.

Blockierer riskieren bei ihren Pro-
testaktionen Strafanzeigen wegen Nöti-
gung oder wegen eines gefährlichen 
Eingriffs in den Straßenverkehr. In Ber-
lin gibt es inzwischen knapp 1600 An-
zeigen und 729 Ermittlungsverfahren 
gegen Klimaaktivisten. Vier wurden be-
reits rechtskräftig verurteilt. 343 Blo-
ckierer hat die Polizei im Visier, manche 
von ihnen hätten sich schon an mehr als 
20 Straßensperren beteiligt.

In Stuttgart sind am Montag zwei Kli-
maschutzaktivisten  wegen Blockaden 
zu Geldstrafen von 2200 Euro und  5500 
Euro verurteilt worden. Beide  gelten 
nun als vorbestraft. In Bayern wurden  
Aktivisten der Letzten Generation nach 
dort geltendem Polizeirecht zum Teil 
vorsorglich ins Gefängnis gesperrt. Der 
Gewahrsam kann bis zu 30 Tage betra-
gen. Zuletzt betraf dies eine 18-jährige 
Schülerin, die sich  am Münchner Sta-
chus festgeklebt hatte. Zurzeit sitzen  
18 Klimaschützer hinter Gittern.  

Bundesinnenministerin Nancy Fae-
ser (SPD) fordert, mögliche Straftaten 
im Zusammenhang mit Blockadeaktio-
nen  entschieden zu verfolgen. Wenn 
Straftaten begangen  und andere Men-
schen gefährdet würden, sei „jede Gren-
zen legitimen Protests überschritten“.

Die Union setzt sich dafür ein, Blo-
ckierer und „Museumsrandalierer“ här-
ter zu bestrafen. Sie wertet die Aktionen 
der Letzten Generation als „radikalen 
und aggressiven Protest, der kriminelle 
Mittel nicht scheut und dabei auch Leib 
und Leben von Menschen gefährdet“, 
zudem würden „nationales Kulturgut 
und Weltkulturerbe angegriffen“. Dies 
alles sei „nicht durch das Demonstra-
tionsrecht des Grundgesetzes gedeckt“.

Radikal für den Schutz des Klimas
Mit spektakulären Protestaktionen demonstrieren Aktivisten der Letzten Generation für Konsequenz beim Klimaschutz.

 Ihre Unterstützer gehen dafür auch ins Gefängnis. Hunderte müssen mit Geldstrafen rechnen.  

Geschichte Ziviler Unge-
horsam ist eine Form des 
Protests, der auf bewuss-
te Rechtsverstöße setzt,  
um auf vermeintliches 
Unrecht aufmerksam zu 
machen. Diese Art von 
Widerstand gibt es seit 
Jahrhunderten.

Recht Ziviler Ungehor-
sam als solcher ist im 
deutschen Recht weder 
eine Ordnungswidrigkeit 
noch eine Straftat. Be-
straft werden können je-
doch die jeweiligen  
Rechtsverletzungen im 
konkreten Einzelfall.

Gerichte Das Bundesver-
fassungsgericht hat 1995 
entschieden, dass es sich 
bei Sitzblockaden auf 
Straßen per se nicht um  
Gewalt handle. Die Ver-
sammlungsfreiheit ist 
aber gegen andere Grund-
rechte abzuwägen. kä

ZIVILER UNGEHORSAM

Aus aller Welt

US-Star redet offen 
Jennifer Aniston spricht über Versuche, 
schwanger zu werden – und damit vielen 
Frauen aus der Seele.   Seite 8 

Heute in der Zeitung Tagesthema

Klimaschützer  der Letzten Generation  sind  am geschichtsträchtigen 9. November auf 
das Brandenburger Tor in Berlin geklettert. Fotos: dpa/Marijan Murat/Paul Zinken, FU Berlin

Auch in Stuttgart sind schon Straßen im Berufsverkehr blockiert worden. Zwei der 
Aktivisten sind am Montag zu Geldstrafen verurteilt worden.  :

H err Volk, manche warnen, aus dem radika-
len Klimaprotest könnte eine Art grüne 
RAF erwachsen. Wie denken Sie darüber?

So etwas in die Welt zu setzen ist fast schon skandalös. 
Dafür sehe ich überhaupt keine Anhaltspunkte. Die 
Letzte Generation hat sich klar zur Gewaltlosigkeit be-
kannt. Das ist auch überhaupt keine revolutionäre Be-
wegung, die in irgendeiner Form das System überwin-
den möchte – geschweige denn, dafür Morde in Kauf zu 
nehmen. Die Schablone RAF ist völlig unpassend.

Wer die Welt vor einer Klimakatastrophe retten 
möchte – darf der das mit allen Methoden?
Der ethische Gehalt solch hoher Ziele darf nicht 
­dadurch zunichtegemacht werden, dass man sich 
schmutziger Mittel bedient. Das ist gewissermaßen ein 
Leitmotiv zivilen Ungehorsams.  Die Letzte Generation 
hat gar nicht mal das Ziel, die Welt zu retten, sondern 
mittlerweile sehr konkrete Forderungen: Tempolimit 
und 9-Euro-Ticket. Ihre Mittel stehen dazu nicht in 
einem groben Missverhältnis.

Was rechtfertigt zivilen Ungehorsam?
Vor allem: Ungerechtigkeit und politische Freiheit. Ein 
Stichwortgeber in der Geschichte des zivilen Ungehor-
sams war Henry David Thoreau. Er wandte sich gegen 
die Sklaverei. Gandhi begehrte gegen ein Kolonialsys-
tem auf, Martin Luther King gegen Rassismus. Für Bür-
ger eines demokratischen Rechtsstaats steht ziviler 

Ungehorsam vor einer  höheren Rechtfertigungshürde. 
Wer auf das Grundrecht der Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit zurückgreifen kann, muss genau begrün-
den, warum er aus Protest das Gesetz brechen will. Die 
Ziele müssen mit demokratischen Werten kompatibel 
sein. Es muss systemisch-strukturelle Gründe geben, 
warum sie mit anderen Mitteln nicht erreichbar sind.

Gibt es Regeln für zivilen Ungehorsam?
Damit eine politische Regelverletzung ziviler  Unge-
horsam ist und sich damit in die Tradition demokrati-
scher Emanzipationskämpfe einreihen kann, muss sie 
auch als ein Beitrag zur Demokratisierung unserer Ge-
sellschaft verstanden werden können.  Die Ziele, denen 
ziviler Ungehorsam zum Durchbruch verhelfen soll, 
dürfen nicht bloßes Eigeninteresse der 
Aktivisten sein, sondern es muss da-
rum gehen, die Gesellschaft mit An-
liegen zu konfrontieren, denen sie 
sich aus strukturellen Gründen bis-
lang versperrt.  Ganz zentral ist das 
Gebot der Gewaltlosigkeit. Aktio-
nen des zivilen Ungehorsams 
dürfen die physische Unver-
sehrtheit anderer Menschheit 
nicht willentlich verletzen. 

Ist es kein Widerspruch 
in sich, dass ziviler Unge-

horsam sich nur gegen ein System richten kann, 
das ihn toleriert?
Ziviler Ungehorsam wurde auch in westlichen Demo-
kratien immer kriminalisiert – und wird es heute mit-
unter noch. Aber die Geschichte unserer Demokratien 
ist undenkbar ohne zivilen Ungehorsam. Die amerika-
nische Bürgerrechtsbewegung, die Frauenbewegung, 
die Umweltbewegung haben mit ihrem Protest unsere 
Vorstellungen verändert, was demokratische Politik 
ist, was politisches Sichversammeln bedeutet, welche 
Rolle der Bürger einnimmt, wer Bürger ist und so wei-
ter. Dieser Prozess hört nicht auf.  Ziviler Ungehorsam 
ist  ein konstitutives Element in der Geschichte und 
Gegenwart jeder Demokratie. Er ist der politische 
Transformationsmotor von Demokratien, stellt aber 
nicht die demokratische Ordnung als solche infrage.

Das Gespräch führte Armin Käfer.

„Die Schablone RAF ist völlig unpassend“
Interview Der zivile Ungehorsam, wie ihn radikale Klimaaktivisten praktizieren, sei der politische Transformationsmotor

 von Demokratien, sagt der Protestforscher Christian Volk. Das Gebot der Gewaltlosigkeit sei dabei ganz zentral.

Politologe Christian Volk (43) ist Pro-
fessor für Theorie der Politik am Insti-
tut für Sozialwissenschaften der 
Berliner  Humboldt-Universität. Bei 
Suhrkamp wird im Juni 2023 von 
ihm ein Buch zum zivilen Ungehor-
sam erscheinen, in dem er dessen 
Legitimität auslotet. kä
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